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Einleitung

Am 12. August 2008 leitete Georgien ein Verfahren zwischen Georgien und 
der Russischen Föderation vor dem IGH ein. Das Verfahren warf höchst in-
teressante Rechtsfragen zum Internationalen Übereinkommen zur Beseiti-
gung jeder Form von Rassendiskriminierung, der CERD, auf. Auslöser des 
Verfahrens waren bewaffnete Auseinandersetzungen, die zunächst in Süd-
ossetien begannen und fünf Tage im Staatsgebiet von Georgien andauer-
ten. Die Auseinandersetzung stellte insgesamt einen zwischenstaatlichen 
wie auch einen innerstaatlichen Konflikt dar. Auf einer Ebene bekämpften 
sich russische und georgische Streitkräfte, auf der anderen Ebene standen 
sich Südosseten, Abchasen und Georgier gegenüber.1 Dieser Konflikt aus 
dem Jahre 2008 hatte jedoch bereits eine längere Vorgeschichte. Nach dem 
Zerfall der Sowjetunion verstärkten sich separatistische Bewegungen sowie 
Nationalismus im von der Sowjetunion losgelösten Georgien, welche dazu 
führten, dass zwei Regionen Georgiens, Südossetien und Abchasien, ihre 
Unabhängigkeit erklärten. Die Russische Föderation wiederum war daran 
interessiert, sich ihren Einfluss in der Region zu bewahren. Der Konflikt aus 
dem Jahre 2008 begann in der Nacht vom 7. auf den 8. August 2008 durch 
Angriffe georgischer Streitkräfte auf die Hauptstadt Zchinwali und breitete 
sich schnell auf andere Gebiete Georgiens aus.2 

In dem Verfahren vor dem IGH trug Georgien vor, dass mehrere Bestim-
mungen der CERD durch die Russische Föderation verletzt worden seien, 
und beantragte zudem einstweilige Maßnahmen.3 Die Russische Föderation 
vertrat die Auffassung, dass sich das angebliche fehlerhafte Verhalten au-

1 Report of the Independent International Fact-Finding Mission on the Conflict 
in Georgia established by the Council of the European Union, Report, Vol. I, 
S. 10, Ziffer 2; der hier beschriebene Kaukasuskonflikt ist ein seit Langem 
schwelender Konflikt, die Ereignisse im August 2008 stellten nur einen Hö-
hepunkt in einem langen Zeitraum voller Spannungen, Vorfälle und Provoka-
tionen dar. Hiermit waren weitere völkerrechtliche Probleme verbunden, die 
jedoch für diese Arbeit keine Bedeutung haben sollen.

2 Report of the Independent International Fact-Finding Mission on the Conflict 
in Georgia established by the Council of the European Union, Report, Vol. I, 
S. 10, Ziffer 2.

3 Um die Zuständigkeit des IGH nach Art. 36 Abs. 1 des IGH Statuts zu begrün-
den, bezog sich Georgien auf Art. 22 CERD. Ursprünglich hatte Georgien vor-
gebracht, dass die Russische Föderation die Art. 2 Abs. 1 a), b), d), Art. 3, Art. 4, 
Art 5 und Art. 6 CERD verletzt hätte. Später brachte Georgien nur noch vor, 
dass die Russische Föderation Art. 2 Abs. 1 a), b), d), Art. 3 und Art. 5 CERD 
verletzt hätte, Memorial of Georgia, S. 7.
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ßerhalb ihres Staatsgebiets abgespielt habe und der Gerichtshof daher ra-
tione loci unzuständig sei.4 Es bestand keine Einigkeit über die räumliche 
Anwendbarkeit der Verpflichtungen der Vertragsstaaten unter der CERD 
zwischen den Parteien. Während Georgien die extraterritoriale Anwend-
barkeit der CERD bejahte, verneinte sie die Russische Föderation.5 Der 
IGH scheute sich jedoch, diese Frage konkret zu beantworten. In seinem 
Beschluss über einstweilige Maßnahmen, den er am 15. Oktober 2008 er-
ließ, führte er zwar aus, dass die Bestimmungen der CERD in Abwesenheit 
einer territorialen Beschränkung auf das Verhalten eines Staates außerhalb 
seines Gebiets „grundsätzlich anwendbar schienen“:

“Whereas the Court observes that there is no restriction of a general nature 
in CERD relating to its territorial application; whereas it further notes that, 
in particular, neither Article 2 nor Article 5 of CERD, alleged violations of 
which are invoked by Georgia, contain a specific territorial limitation; and 
whereas the Court consequently finds that these provisions of CERD gener-
ally appear to apply, like other provisions of instruments of that nature, to 
the actions of a State party when it acts beyond its territory; (…).”6

Doch wer daraufhin mit Spannung auf eine definitive Äußerung des IGH 
oder gar eine Klärung der Frage in den nachfolgenden Entscheidungen ge-
wartet hatte,7 wurde enttäuscht. In seiner Zulässigkeitsentscheidung ver-
neinte der IGH seine Zuständigkeit auf Grund einer Einrede, welche die 
Russische Föderation erhoben hatte.8 Er befand es nicht mehr für nötig, sich 

4 Die Russische Föderation meinte in einer späteren mündlichen Verhandlung, 
dass dieser Einwand nicht nur den Charakter einer Einrede habe.

5 Die Russische Föderation war der Auffassung, dass die CERD und insbeson-
dere Art. 2 und 5 CERD nicht dazu gedacht seien, außerhalb des Gebiets eines 
Staates angewandt zu werden. Georgien hingegen brachte vor, dass die CERD 
extraterritorial anwendbar sei und die Russische Föderation durch ihr Verhal-
ten in Georgien mehrere Bestimmungen der CERD verletzt hatte.

6 Application of the International Convention on the Elimination of all Forms of 
Racial Discrimination (Georgia v. Russian Federation), Provisional Measures, 
Order of 15 October 2008, I.C.J. Reports 2008, p. 353, Ziffer 109.

7 Vgl. Buys, Application of the International Convention on the Elimination 
of All Forms of Racial Discrimination (Georgia v. Russian Federation), AJIL 
(2009), S. 299.

8 Der IGH befand, dass nicht versucht worden sei, die Streitigkeit auf dem Ver-
handlungsweg oder nach den in der CERD ausdrücklich vorgesehenen Ver-
fahren beizulegen. Erst dann aber sei er zuständig, s. weitergehend dazu Zim-
mermann in: Breuer et al. (Hg.) 2013 – Der Staat im Recht, S. 955 ff.
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darüber hinaus zur Frage der extraterritorialen Anwendbarkeit der Bestim-
mungen der CERD zu äußern.

Zu der Frage der extraterritorialen Anwendbarkeit von Menschenrechts-
verträgen existieren bereits viele Entscheidungen und Literaturbeiträge. 
Menschenrechtsgremien aller Art9, Gerichtshöfe, Kommissionen und Aus-
schüsse, aber auch nationale Gerichte haben sich bereits zur extraterritori-
alen Anwendbarkeit des Menschenrechtsvertrags, dessen Einhaltung und 
Umsetzung sie überwachen, geäußert. Selbst der IGH äußerte sich bereits 
zu der extraterritorialen Anwendbarkeit mehrerer Menschen rechts schutz in-
stru mente wie der des Zivilpaktes, des Sozialpaktes oder auch der Konven-
tion über die Rechte des Kindes. Vermehrt ist auch ein gegenseitiger Bezug 
der einzelnen Menschenrechtsgremien auf ihre jeweiligen Entscheidungen 
bezüglich der extraterritorialen Anwendbarkeit der Menschenrechtsverträge 
bei der Beantwortung dieser Frage zu beobachten.10

Jedoch wurde die Frage der extraterritorialen Anwendbarkeit der CERD 
bislang kaum thematisiert. Im Verfahren Armed Activities on the Territory 
of the Congo zwischen dem Kongo und Uganda hätte der IGH die Frage an-
sprechen können, er unterließ dies jedoch, obgleich sowohl der Kongo als 
auch Uganda zu dem Zeitpunkt bereits Vertragsparteien der CERD waren. 
Der Rassendiskriminierungsausschuss der CERD hatte zwar bereits durch-
aus Situationen zu beurteilen, in denen ein Staat auf dem Gebiet eines an-
deren Staates tätig war, er nahm dies jedoch nicht zum Anlass, sich explizit 
und auf dogmatische Weise ausführlich mit der Frage der extraterritorialen 
Anwendbarkeit der CERD auseinanderzusetzen. Dennoch lassen sich mög-
licherweise aus seiner Praxis bereits Schlüsse ziehen.

Im Sinne des Menschenrechtsschutzes wird man regelmäßig intuitiv dazu 
tendieren, die extraterritoriale Anwendbarkeit von Menschenrechtsverträgen 
zu bejahen. Warum sollte es schließlich einen Unterschied machen, wo ge-
nau ein Staat die Rechte eines Individuums verletzt, ob einige Meter inner-
halb oder außerhalb seiner Staatsgrenzen? Mehr noch, eine Beschränkung 
des Menschenrechtsschutzes und der Verpflichtungen eines Staates nach 

9 Der Begriff „Menschenrechtsgremien“ in dieser Arbeit bezeichnet alle Gerichts-
höfe, den IGH inbegriffen, Kommissionen oder Ausschüsse, die von den Men-
schenrechtsverträgen zur Überwachung der Einhaltung der Verpflichtungen aus 
dem Vertrag und der Durchführung von diversen Verfahren vorgesehen wer-
den.

10 Siehe nur als Beispiel die Interamerikanische Kommission für Menschenrechte 
(Saldaño v. Argentina oder Alejandre v. the Republic of Cuba), welche sich auf 
die Rechtsprechung aus Straßburg bezieht oder auch der EGMR in Issa v. Tur-
key, App. No. 31821/96, Judgment, 16. November 2004.
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den Menschenrechtsschutzinstrumenten, deren Vertragspartei er ist, auf sein 
Staatsgebiet allein scheint geradezu zum Outsourcing von Menschenrechts-
verletzungen einzuladen. Nicht zuletzt derartige Überlegungen werden bei-
spielsweise auch die USA dazu bewogen haben, ein Gefangenenlager auf 
Kuba anstatt auf einer Militärbasis in Kansas oder auf der Insel Alcatraz in 
der Bucht von San Francisco zu errichten und weitere „Verhöre“ unter an-
derem im Irak oder in Afghanistan anstatt in den USA selbst durchzufüh-
ren.11 Diese Vorgehensweise einiger Staaten wird von einem jahrzehntelan-
gen Bestreiten der Anwendbarkeit von Menschenrechtsschutzinstrumenten 
auf ihr Verhalten außerhalb ihres Staatsgebietes begleitet.12 Dennoch ist die 
extraterritoriale Anwendbarkeit von Menschenrechtsverträgen keineswegs 
unproblematisch. Sie bedeutet die Erweiterung der Verpflichtungen des Staa-
tes dahingehend, dass die Menschenrechtsverträge, deren Vertragsstaat er 
ist, auch auf sein Verhalten außerhalb seiner Staatsgrenzen angewandt wer-
den. Dies kann die Staaten abhängig von der jeweiligen extraterritorialen 
Situation vor einige Herausforderungen und völkerrechtliche Schwierig-
keiten stellen. Insbesondere zu beachten sind zudem die Souveränität und 
die Gebietshoheit des „verdrängten“ Staates. Ein Staat, der ohne Einver-
ständnis auf einem anderen Staatsgebiet aktiv wird, könnte die Rechte des 
Territorialstaates verletzen. Das allgemeine Völkerrecht könnte mithin eine 
Begrenzung zur Erfüllbarkeit von Menschenrechtsverträgen bedeuten. Eine 
vermehrte Bejahung der extraterritorialen Anwendbarkeit von Menschen-
rechtsverträgen birgt zudem das Risiko, dass die Bereitschaft der Staaten zu 
Auslandseinsätzen zurückgeht.13 Je mehr die Staaten fürchten, das Verhal-
ten beispielsweise ihrer Streitkräfte könnte unter Umständen zu ihrer Staa-
tenverantwortlichkeit führen, desto weniger könnten sie bereit sein, sich an 

11 Scott Higham et al., Higham, Stephens/Williams, Guantánamo: A Holding 
Cell in War on Terror, Washington Post (2. Mai 2004), Washington Post, 
2. Mai, 2004, im Internet zu finden unter: http://www.washingtonpost.com/
wp-dyn/content/article/2004/05/02/AR2005040206715.html, zuletzt besucht 
am 3.9.2013; Wilde, Legal „Black Hole“? Extraterritorial State Action and In-
ternational Treaty Law on Civil and Political Rights, MJIL (2005), S. 780.

12 Siehe dazu in Kapitel III die von Israel und den USA (u. a.) vertretenen Stand-
punkte; vgl. auch Zimmermann/Jötten, Extraterritoriale Staatenpflichten und 
internationale Friedensmissionen, MRM (2010), S. 8.

13 Vgl. Lorenz, Der territoriale Anwendungsbereich der Grund- und Menschen-
rechte, S. 113; vgl. auch Klein, Internationale Menschenrechtsinstrumente und 
extraterritoriale Staatenpflichten, MRM (2010), S. 20, der eine klare Regelung 
der völkerrechtlichen Verantwortung für Rechtsverletzungen in den die Teil-
nahme deutscher Truppen an Friedensmissionen regelnden Instrumenten emp-
fiehlt.
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militärischen oder nichtmilitärischen Auslandseinsätzen, ob im Rahmen ei-
ner unilateralen oder bilateralen Aktion, von UN-Peacekeeping oder eines 
NATO-Einsatzes, zu beteiligen.14 Die Beitritte zu neuen Menschenrechts-
verträgen könnten abnehmen oder es könnten zumindest vermehrt expli-
zite Vorbehalte zum räumlichen Anwendungsbereich des Vertrages formu-
liert werden. 

Der Entstehungsprozess und das Inkrafttreten der CERD am 4. Januar 
1969, so scheint es aus heutiger Sicht, wurden mit großem Enthusiasmus 
verfolgt und aufgenommen. In den Jahren nach ihrem Inkrafttreten wurden 
zahlreiche Aufsätze und Bücher über die CERD verfasst. Detailliert wurden 
die umfangreichen Bestimmungen und Verpflichtungen der Vertragsstaaten 
untersucht und kommentiert. Mögliche Probleme wie etwa die Funktion 
des Ausschusses, die Einschränkung bestimmter Rechte wie die Meinungs-
freiheit durch die Bestimmungen der CERD, die Bedeutung einzelner Be-
stimmungen der CERD im nationalen Recht oder Probleme angesichts des 
Vorgehens gegenüber Staaten, die möglicherweise Rassendiskriminierung 
begingen, jedoch nicht Vertragsparteien waren, wurden beschrieben und 
untersucht. Doch die Werke, die über die CERD oder auch über das Thema 
Rassendiskriminierung allgemein verfasst wurden, sprechen allesamt die 
Frage einer extraterritorialen Anwendbarkeit oder die Folgen einer Verlet-
zung des Rassendiskriminierungsverbots außerhalb des eigenen Staatsge-
biets nicht an.15

Man könnte dies natürlich auf die Weise interpretieren, dass die Autoren 
und Autorinnen die extraterritoriale Anwendbarkeit der CERD in diesen Fäl-
len als völlig eindeutig betrachteten und sie daher gar nicht erst problemati-
sieren. Jedoch ist dies angesichts der Ablehnung der extraterritorialen An-
wendbarkeit anderer Menschenrechtsschutzinstrumente durch einige Staaten 
und der Problematisierung des Themas in der Literatur unwahrscheinlich. 
Vielmehr scheint möglich, dass die Frage nach der extraterritorialen An-
wendbarkeit der CERD, da sie eine Konstellation erfordert, die für Rassen-

14 Vgl. Eick, in: Klein (Hg.) 2010 – Gewaltenteilung und Menschenrechte, S. 140, 
141.

15 Um nur ein Beispiel zu nennen, geht etwa Banton in seinem Buch über inter-
nationales Vorgehen gegen Rassendiskriminierung in einem Abschnitt, in dem 
er über Staatenberichte angesichts schwieriger Situationen wie des Verhaltens 
der Türkei in Nordzypern, Israels in den Golanhöhen oder den besetzten pa-
lästinensischen Gebieten schreibt, nicht einmal auf die Problematik ein und 
spricht auch die Frage nicht an, ob in diesen Situationen die Extraterritoriali-
tät ein Problem darstellen könnte, Banton, International Action against Racial 
Discrimination, S. 128, 129.
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diskriminierung vielleicht untypischer als für andere Rechte und Pflichten 
aus Menschenrechtsverträgen ist, bislang gar nicht als ein potentielles Pro-
blem wahrgenommen worden ist. Fälle wie der Konflikt in Südossetien und 
Abchasien, aber auch der Konflikt auf dem Gebiet des Kongo oder die Si-
tuation in den palästinensischen Gebieten zeigen jedoch, dass diese Frage 
eine mitnichten abwegige, sondern realistische Problematik darstellen kann. 
Dies alles ist Grund genug, die Frage der extraterritorialen Anwendbarkeit 
der CERD nun anlässlich ihres erneuten Aufkommens im Kaukasuskon-
flikt 2008 zu untersuchen.

Wie in dieser Arbeit gezeigt werden wird, bestimmt die Ausübung von 
Hoheitsgewalt, ob und unter welchen Umständen ein Menschenrechtsver-
trag extraterritorial anwendbar ist.16 Die Ausübung von Hoheitsgewalt wird 
von einigen Menschenrechtsverträgen in einer allgemeinen Bestimmung er-
wähnt, andere Verträge wiederum verwenden den Begriff gar nicht. Der Be-
griff „Hoheitsgewalt“ gibt die Reichweite und den Umfang der Verpflich-
tungen der Vertragsstaaten vor. Gleichzeitig wird er auch dazu benutzt, die 
räumliche Anwendbarkeit von Menschenrechtsverträgen einzuschränken, 
seine Abwesenheit in einem Menschenrechtsvertrag wird als Argument ge-
gen dessen extraterritoriale Anwendbarkeit hervorgebracht. 

Die Frage nach einer extraterritorialen Anwendbarkeit der CERD ist vor 
allem daher interessant, da diese anders als andere Menschenrechtsverträge 
nicht eine allgemeine, sondern lediglich vereinzelte Bestimmungen enthält, 
welche die Ausübung von Hoheitsgewalt durch einen Vertragsstaat erwäh-
nen. Der CERD fehlt im Vergleich zu anderen Menschen rechts schutzin-
strumenten eine allgemeine Bestimmung, die den Begriff „Hoheitsgewalt“ 
verwendet. Daraus sind unterschiedliche Konsequenzen für die extraterrito-
riale Anwendbarkeit der CERD denkbar, welche in dieser Arbeit untersucht 
werden sollen. Die CERD unterscheidet sich auch in weiterer Hinsicht von 
anderen Menschenrechtsverträgen. Sie enthält Bestimmungen, welche um-
fangreiche Verpflichtungen der Staaten enthalten. Den Vertragsstaaten wer-
den durch die CERD viele Verpflichtungen aufgegeben, die möglicherweise 
nur der Territorialstaat selbst effektiv erfüllen kann. So müssen die Staaten 
beispielsweise viele Maßnahmen unternehmen, um Rassendiskriminierung 
durch Behörden oder auch Privatpersonen und Organisationen zu verbie-
ten und zu verhindern. Viele der Verpflichtungen lassen sich nur durch den 
Erlass und Vollzug von Rechtsnormen erfüllen. Es ist durchaus fraglich, ob 

16 Die genaue Abgrenzung und Erläuterung des Begriffes „Hoheitsgewalt“ bzw. 
„Jurisdiction“ im allgemeinen Völkerrecht und in Menschenrechtsverträgen 
erfolgt sogleich im ersten Kapitel.
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ein Staat derartige Verpflichtungen auf dem Gebiet eines anderen Staates 
überhaupt erfüllen kann oder ob er dabei gegen das Völkerrecht verstoßen 
würde. Es könnte somit letztlich ein Konflikt zwischen der Gebietshoheit des 
Territorialstaates und der Erfüllung möglicher extraterritorialer Verpflich-
tungen durch einen Vertragsstaat der CERD auftreten.17 

Obgleich sich verschiedene Menschenrechtsgremien bereits zur extra-
territorialen Anwendbarkeit von Menschenrechtsverträgen geäußert haben, 
gibt es auf Grund der verschiedenartigen Menschenrechtsverpflichtungen 
und ihres divergierenden Umfangs je eine individuelle Antwort auf die Frage 
nach extraterritorialen Verpflichtungen der Vertragsstaaten. Die CERD weist 
dadurch, dass nur einzelne ihrer Bestimmungen die Ausübung von Hoheits-
gewalt erwähnen, gegenüber den meisten anderen Menschenrechtsverträ-
gen eine besondere Struktur auf. Die Rechtsprechung und Praxis der übrigen 
Menschenrechtsgremien vermag zwar Hinweise zum Umgang mit extrater-
ritorialen Situationen bieten, eine allgemeingültige Antwort, die auch für die 
CERD gilt, wird dadurch bislang jedoch nicht gegeben. Vielmehr ist für die 
CERD abkommensspezifisch zu untersuchen, ob und falls, inwieweit sie 
extraterritorial anwendbar ist und ob ihre Vertragsstaaten extraterritorialen 
Verpflichtungen und wenn, welchen konkret, unterliegen. Dabei könnte es 
unter Umständen zu differenzierten Ergebnissen für die einzelnen Bestim-
mungen und Verpflichtungen der CERD kommen.

Aufbau der Arbeit

Ausgehend von diesen Überlegungen bietet sich der folgende Aufbau der 
Untersuchung in dieser Arbeit an: Zunächst werden im ersten Kapitel ter-
minologische Fragen geklärt und die für diese Arbeit völkerrechtlich rele-
vanten Grundlagen in kurzer Form dargestellt. 

Im zweiten Kapitel sollen sodann die verschiedenen Arten von Staa-
tenpflichten vorgestellt werden. Im Hinblick auf die Einordnung der Ver-
pflichtungen, welche sich für die Vertragsstaaten der CERD ergeben, soll 
die dreiteilige Typologie der Staatenpflichten dargestellt werden. Zudem 
wird herausgearbeitet, unter welchen Umständen welche Arten von Staa-
tenpflichten extraterritorial bestehen. 

17 In diesem Zusammenhang wird sodann weiter fraglich sein, ob der Erlass einer 
Rechtsnorm mit Auslandsbezug wirklich eine Ausübungsform extraterritori-
aler Hoheitsgewalt darstellt und wie diese Frage in die Problematik der extra-
territorialen Anwendbarkeit eines Menschenrechtsvertrages passt.


